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Wunsch anonym bleibenden – Gesprächspartnern und Freunden vor Ort zu 
Dank verpflichtet. Ohne sie alle wäre diese Arbeit nicht möglich gewesen. 

Ebenfalls verbunden bin ich den Mitarbeitern der Bibliothek des Max-
Planck-Instituts für ausländisches und internationales Privatrecht. Ich danke 
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Professor Holger Knudsen, Iris Kaiser und Elke Halsen-Raffel für den Zu-
gang zu scheinbar unzugänglicher Literatur. Ich freue mich, dass der sehr 
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fand. Schließlich danke ich dem Direktorium des Max-Planck-Instituts und 
dem Mohr Siebeck Verlag für die Aufnahme der Arbeit in die Reihe „Stu-
dien zum ausländischen und internationalen Privatrecht“ sowie Janina 
Jentz für ihre nimmermüde Unterstützung bei der Fertigstellung meines 
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Seit vier Jahren habe ich das große Glück, Teil eines Teams zu sein, das 
diese Bezeichnung wirklich verdient. Ohne den anregenden und inspi-
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Nora Alim, Imen Gallala-Arndt, Franziska Birke, Fabian Kritzler, Yasmin 
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zwischen tagtäglich mit meiner damaligen Dozentin Nadjma Yassari teilen 
kann, freut mich umso mehr, als ich in dir, Nadjma, nicht nur eine Mento-
rin und meinen persönlichen Abū Ḥanīfa, sondern auch eine gute Freundin 
gefunden habe. 
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Hinweise zur Umschrift 

Die Umschrift arabischer Fachtermini orientiert sich in der vorliegenden 
Arbeit am System der Deutschen Morgenländischen Gesellschaft (DMG). 
Zugunsten eines besseren Leseflusses wurde bei in der deutschen Fach-
sprache geläufigen Termini (z. B. Koran, Scharia, Sunna) auf eine Tran-
skription verzichtet. Dies gilt ebenso für arabische Eigennamen und Orts-
bezeichnungen, deren korrekte Umschrift jedoch zum Teil in Klammern 
oder Fußnoten angegeben wird. Längere arabischsprachige Textpassagen 
wurden ins Deutsche übertragen. Die Titel arabischsprachiger Sekundär-
literatur wurden sowohl transkribiert als auch in deutscher Übersetzung in 
das Literaturverzeichnis aufgenommen. Die Namen arabischer Autoren 
wurden für die Aufnahme in das Literaturverzeichnis und in die Fußnoten 
transkribiert, um die Wiederauffindbarkeit zu erhöhen. 



 

 
 
 
 
 

Einleitung 

A. Anlass und Ziel der Arbeit 

Was ist ein modernes Recht für die Familie? Welche Anforderungen muss 
Familienrecht erfüllen, um zeitgemäß zu sein? Der Duden definiert modern 
als „an der Gegenwart, ihren Problemen und Auffassungen orientiert“ und 
„in die jetzige Zeit passend“.1 Dieser Begriffsbestimmung folgend müsste 
modernes Familienrecht vor allem den aktuellen Regelungserfordernissen 
von Familienkonzepten gerecht werden, wie sie eine Gesellschaft zu einem 
bestimmten Zeitpunkt an einem bestimmten Ort definiert. Solche Famili-
enkonzepte können räumlich und zeitlich variieren.2 In Deutschland bei-
spielsweise wird gegenwärtig über die umfassende Gleichstellung gleich-
geschlechtlicher Lebensgemeinschaften und ihrer Kinder diskutiert.3 

In mehrheitlich muslimischen Gesellschaften wiederum dominieren an-
dere Fragen, so beispielsweise nach gleichen, geschlechterunabhängigen 
ehelichen Rechten und Pflichten oder nach der Ausstrahlung der Ehe auf 
die Rechtsstellung von Kindern, u. a. mit Blick auf ihre Abstammung von 
beiden Elternteilen. In der islamischen Welt4 ist die Besonderheit der Dis-
                                     

1 Siehe Eintrag „modern“, in Duden online, online abrufbar unter: <www.duden.de/
rechtschreibung/modern_neu_modisch>, letzter Zugriff: 3.2.2014. 

2 Siehe hierzu u. a. die Diskussion bei Boele-Woelki, in Boele-Woelki, Debates, 24 ff. 
und de Oliveira, in Verbeke u. a., FS Pintens, 401 ff. 

3 Hierzu FAZ online v. 9.6.2013, online abrufbar unter: <www.faz.net/aktuell/homo-
ehe-union-streitet-ueber-adoptionsrecht-12215372.html>, letzter Zugriff: 3.2.2014; Spie-
gel online v. 6.6.2013, online abrufbar unter: <www.spiegel.de/politik/deutschland/verfas
sungsgericht-ehegattensplitting-gilt-auch-fuer-homo-ehe-a-904066.html>, letzter Zugriff: 
3.2.2014; SZ online v. 9.6.2013, online abrufbar unter: <www.sueddeutsche.de/politik/
gleichstellung-der-homo-ehe-von-der-leyen-befuerwortet-adoptionsrecht-fuer-homosexue
lle-1.1692117>, letzter Zugriff: 3.2.2014. 

4 Wenn im Folgenden von „islamischer Welt“ die Rede ist, so ist das Verbreitungs-
gebiet der islamischen Religion, mithin jene Nationalstaaten mit signifikantem 
muslimischen Bevölkerungsteil gemeint, vgl. Heine/Spielhaus, in Ende/Steinbach, Islam 
in der Gegenwart, 128–148. Der Begriff „islamische/islamisch geprägte/muslimische 
Staaten/Länder“ bezeichnet zudem sämtliche Mitgliedstaaten der Organisation der Is-
lamischen Konferenz (Organisation of Islamic Conference, OIC) und wird im Verlauf der 
vorliegenden Arbeit synonym verwandt. Die Definition als muslimischer Staat über die 
Mitgliedschaft in der OIC beruht auf der Präambel der OIC-Charta, in welcher die 
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kussion über ein modernes, zeitgemäßes Familienrecht zudem die enge 
Verknüpfung dieses Rechtsbereichs mit dem religiösen Recht. Aufgrund 
der hohen Regelungsdichte in den Primärquellen ist das klassische islami-
sche Recht auch weiterhin zentraler Bezugspunkt des Familienrechts in der 
überwiegenden Mehrheit islamischer Länder.5 Religiösem Recht haftet – 
ob seines Offenbarungscharakters – das Merkmal der Unwandelbarkeit an. 
Auch das klassische islamische Recht ist zunächst einmal rückwärtsge-
wandt, bezieht es sich doch auf jahrhundertealtes Quellenmaterial und des-
sen Interpretationen. Islamisches Recht wird dadurch oftmals als starr und 
entwicklungsunfähig wahrgenommen. Kann es ein modernes Recht für die 
Familie in islamischen Ländern also überhaupt geben? 

Gegenstand der vorliegenden Arbeit sind die jüngsten familien-
rechtlichen Kodifikationen in der islamischen Welt, namentlich die Perso-
nalstatutsgesetze der arabischen Golfstaaten Bahrain, Katar und Vereinigte 
Arabische Emirate (VAE). Die Kodifikation des Familienrechts hat in der 
islamischen Welt eine vergleichsweise kurze Geschichte. Zwar kodifi-
zierten zahlreiche islamische Länder seit Mitte des 19. Jahrhunderts die 
Mehrheit der Rechtsgebiete nach europäischem Vorbild, auf dem Gebiet 
des Familienrechts folgte eine solche Entwicklung jedoch erst deutlich 
später. Besonders die kleinen arabischen Golfstaaten, die im Zentrum die-
ser Arbeit stehen, verfügten bis in das 21. Jahrhundert hinein über kein 
staatlich gesetztes Familienrecht. Insofern hat das Familienrecht Bahrains, 
Katars und der VAE auch in der Forschung bislang vergleichsweise gerin-
ge Beachtung gefunden. Überdies war Quellenmaterial aus der Region 
lange Zeit nur schwer zugänglich. 

Die vorliegende Arbeit betrachtet zum einen den rechtspolitischen und 
rechtshistorischen Hintergrund, vor dem die neuen Gesetzbücher zu ver-
stehen sind. Hierauf aufbauend werden sodann das reformierte Familien-
recht der drei Golfmonarchien und dessen gerichtliche Anwendung ver-
gleichend untersucht. Der Fokus der vorliegenden Arbeit liegt somit auf 
der Auswertung der neuen gesetzlichen Bestimmungen sowie ihrer gericht-
lichen Anwendung und etwaigen Fortbildung in den arabischen Golfstaa-
ten. Hierdurch soll eine regionale Lücke in der Forschung zum Familien-
recht islamischer Länder geschlossen und die Frage beantwortet werden, 
inwieweit das neukodifizierte Familienrecht der arabischen Golfstaaten 
aktuellen Regelungserfordernissen gerecht wird. 

                                     
Mitgliedstaaten ihre Entschlossenheit bekräftigen, islamische spirituelle, ethische, soziale 
und wirtschaftliche Werte zu wahren. Für eine abschließende Übersicht aller Mitglied-
staaten und für die Charta der OIC siehe <www.oic-oci.org>, letzter Zugriff: 3.2.2014. 

5 Hierzu ausführlich Kapitel 1. 
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I. Islamisches Familienrecht und Kodifikation 

Unter Einfluss des europäischen Kodifikationszeitalters wurde im Osma-
nischen Reich zwischen 1840 und 1917 die Mehrzahl der Rechtsgebiete 
vereinheitlicht, kodifiziert und mithin unter staatliche Kontrolle gestellt.6 
Das Familienrecht, welches zuvor auf den klassischen fiqh-Werken, den 
Sammlungen von Debatten, Auslegungen und Interpretationen der Primär-
quellen des islamischen Rechts, basierte, fand seine erstmalige Kodifi-
kation 1917 im Osmanischen Familiengesetzbuch (OsmFamGB). Das 
OsmFamGB gilt als Vorreiter der Kodifikation des Personalstatuts (al-
aḥwāl aš-šaḫṣīya)7 in der islamischen Welt und als Beginn einer ersten 
„Kodifikationswelle“ im Familienrecht islamischer Länder.8 In der zweiten 
Hälfte des 20. Jahrhunderts folgte eine zweite Phase familienrechtlicher 
Kodifikation in der Mehrheit der durch Unabhängigkeit neu entstandenen 
Nationalstaaten des Maschreks und Maghrebs.9  

Im Lichte sich wandelnder gesellschaftlicher Anforderungen und der 
steigenden Tendenz zur Kodifikation des Familien- und Erbrechts10 wur-
den Mechanismen der islamischen Rechtslehre wiederbelebt, welche eine 
Einbeziehung des klassischen islamischen Rechts gewährleisteten und 
gleichzeitig den Ansprüchen einer modernen Gesellschaft Rechnung tragen 
sollten. Die bereits in der Abbasiden-Dynastie (ca. 750–1258) formulierte 
Theorie der siyāsa šarᶜīya11 (Scharia-konforme Politik) beispielsweise 
lieferte politischen Herrschern die nötige Legitimation, im Rahmen des 
islamischen Rechts gesetzgeberisch tätig zu werden. Dies wiederum kann 
auch in der Gegenwart die Rechtssetzungskompetenz der Regierungen 
islamischer Länder begründen.12 In der Mehrheit dieser Länder werden 
inzwischen – im Rahmen der siyāsa šarᶜīya – Methoden angewandt, die 
                                     

6 Peters, in Roberson, Islamic reformation, 87 f. 
7 Der inzwischen gebräuchliche arabische Terminus „al-aḥwāl aš-saḫṣīya“, unter 

welchem das Familienrecht und bisweilen auch das gesamte Personalstatut subsumiert 
wird, ist keineswegs ein dem traditionellen islamischen Rechtsverständnis entsprungener 
Begriff, sondern wurde erst im späten 19. Jahrhundert durch die Arbeiten des damaligen 
ägypt. Justizministers Muhammad Qadri Pascha (Muḥammad Qadrī Bāšā, gest. 1888) 
geprägt. Einige islamische Rechtswissenschaftler bevorzugen daher den Begriff „qānūn 
al-usra“, wenn sie sich auf das kodifizierte Familienrecht beziehen, welches im klas-
sischen islamischen Recht mit den Begriffen „munākaḥāt“ (Eherecht) und „ᶜilm al-
farāᵓiḍ“ (Erbrecht) beschrieben wird, hierzu Ebert, Personalstatut, 11 f.; Nasir, Personal 
status, 34 f. mit der Definition des Terminus „al-aḥwāl aš-šaḫṣīya“ des ägypt. Kas-
sationsgerichts v. 21.6.1934 (Appeal No. 40J). Im Folgenden werden die Begriffe 
„Personalstatutsgesetz“ und „Familiengesetzbuch“ synonym verwandt. 

8 Tucker, Women and gender, 20; Welchman, Muslim family laws, 12. 
9 Welchman, a. a. O., 13. 
10 Hierzu ausführlich Kapitel 1 B.II.3. 
11 EI2, Bd. IX, Eintrag SIYĀSA, 693. 
12 Ebert, Orient 43.3(2002), 367; Layish, MES 14.3(1978), 264. 
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eine Fortbildung des islamischen Rechts ermöglichen, ohne dabei die (in-
des nicht einheitlich definierte) Substanz der Scharia anzutasten. 

Die islamischen Rechtsschulen13 sind inzwischen regional unter-
schiedlich stark verbreitet. Gleichzeitig gibt es nahezu kein islamisches 
Land, welches sein Recht strikt gemäß der dominierenden Rechtsschule 
setzt. So werden zur Rechtsreform und -fortbildung u. a. die Methoden 
taḫayyur (Auswahl) und talfīq (Kombination) genutzt. Diese ermöglichen 
eine Auswahl innerhalb sowie Verbindung der Lehrmeinungen verschie-
dener Rechtsschulen, um neuen Regelungserfordernissen gerecht zu wer-
den. Auf diesem Wege kann beispielsweise das hanafitische Scheidungs-
recht um Regelungen aus der malikitischen Rechtsschule ergänzt werden, 
um die Aussichten der Frau, eine Scheidung zu erwirken, zu erweitern.14 
Überdies können Reformen auf dem Gebiet des Verfahrensrechts – ein oft 
als „werteneutral“ wahrgenommenes Rechtsgebiet – dazu dienen, materiell-
rechtliche Reformen herbeizuführen oder unerwünschte Auswirkungen des 
materiellen Rechts aufzufangen.15 Auch das Prinzip des Gemeinwohls 
(maṣlaḥa) sowie eine Neuinterpretation der Primärquellen können dem Ge-

                                     
13 Der Islam ist in zwei große Konfessionen gespalten, die Sunniten (Sunna) und die 

Schiiten (Šīᶜa). Die Sunna umfasst die vier Rechtsschulen (maḏāhib, Sing. maḏhab) der 
Hanafiten (Ḥanafīya), Hanbaliten (Ḥanbalīya), Malikiten (Mālikīya) und Schafiiten 
(Šāfiᶜīya); die größten schiitischen Rechtsschulen sind die Zwölferschia (Ğaᶜfarīya) und 
die Zaiditen (Zaydīya). 

14 Die hanafitische Rechtsschule räumt der Frau nur unter zwei Bedingungen die 
Möglichkeit zur gerichtlichen Scheidung ein: Der Mann ist nachgewiesenermaßen nicht 
in der Lage, die Ehe zu vollziehen (z. B. aufgrund von Impotenz), oder ein über neunzig 
Jahre alter Ehemann verlässt die Ehefrau ohne Angabe seines Verbleibs (im Prinzip wird 
er dann durch einen Richter für tot erklärt, was die Ehe automatisch beendet); die 
malikitische Rechtsschule formuliert demgegenüber sehr weitreichende Gründe für eine 
gerichtliche Eheauflösung: 1.) eine durch den Ehemann bei Aufsetzen des Ehevertrages 
verschwiegene, schwerwiegende körperliche oder geistige Krankheit oder Impotenz; 
2.) eine langfristige Abwesenheit des Ehemannes ohne ersichtlichen Grund – diese 
Abwesenheit muss, abhängig von den genaueren Umständen, zwischen ein bis vier 
Jahren andauern (ist gleichwohl unabhängig vom Alter des Mannes); 3.) das Nichtzahlen 
von Unterhalt entweder für die Ehefrau oder die gemeinsamen Kinder, obwohl der 
Ehemann über ausreichende finanzielle Mittel verfügt; 4.) körperliche oder seelische 
Schädigung (ḍarar) der Ehefrau durch den Ehemann; vgl. Nachweise unter Fn. 112 sowie 
Ebert, Orient 43.3(2002), 369 f. 

15 Mehrere islamische Staaten, so u. a. Ägypten, haben beispielsweise ein Mindest-
alter für die Registrierung der Eheschließung eingeführt. Diese Altersgrenzen sind zwar 
im Verfahrensrecht „versteckt“, berühren aber gleichzeitig das materielle Recht, ohne 
dieses direkt zu modifizieren, hierzu Anderson, ICLQ 20.1(1971), 13; Layish, MES 14.3
(1978), 269; für Reformen des formellen Rechts ohne direkten Eingriff in das materielle 
Familienrecht siehe überdies Ebert, a. a. O., 371 ff. 
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setzgeber dazu verhelfen, innovative Rechtsnormen zu entwickeln, ohne 
dabei den Rückbezug auf das islamische Recht zu verlieren.16  

Im Zuge der erstmaligen Kodifikation des Personalstatuts haben die Ge-
setzgeber Bahrains, Katars und der VAE die gesamte Bandbreite dieser 
Methoden zur Fortentwicklung des islamischen Rechts genutzt. Im weiteren 
Verlauf der Arbeit werden die zuvor genannten Methoden daher an kon-
kreten Beispielen aus den drei Golfstaaten genauer zu untersuchen sein. 

II. Islamisches Familienrecht und Kodifikation in den arabischen 
Golfstaaten 

Die arabischen Golfstaaten wurden von den ersten Kodifikationswellen in 
islamischen Ländern nicht erfasst. Vor der Präsenz Großbritanniens in der 
Golfregion im frühen 20. Jahrhundert waren Verwaltungsstrukturen in den 
dortigen Scheichtümern „virtually non-existent“;17 von traditionellen Stam-
mesräten und religiösen Schiedsgerichten abgesehen, gab es weder institu-
tionalisierte Regierungs- oder Gerichtswesen noch kodifiziertes Recht. 
Familienrechtsstreitigkeiten wurden von islamischen Rechtsgelehrten, die 
als Richter (Sing. qāḍin) fungierten, auf Basis des klassischen islamischen 
Rechts entschieden.18 

Die einzelnen Verträge, die Großbritannien als Schutzmacht in der 
Golfregion etablierten, enthielten zunächst keine Bestimmungen hinsicht-
lich der legislativen und judikativen Kompetenzen der Briten. Jedoch wur-
de alsbald deutlich, dass zumindest mit Blick auf ausländische, vornehm-
lich britische Staatsangehörige ein leichter verständliches Rechtssystem zu 
entwickeln war. Sämtliche Streitigkeiten mit ausschließlicher Beteiligung 
britischer Staatsbürger wurden ab Beginn des 20. Jahrhunderts sukzessive 
in die Zuständigkeit der Schutzmacht und ihrer Vertreter in der Region 
überführt. Dabei wandten die britischen Gerichte im Rahmen ihrer exterri-
torialen Jurisdiktion das britisch-indische Recht des 19. Jahrhunderts sowie 
britisches Common Law an. Auf die autochthone Bevölkerung fand dieses 
Recht gleichwohl keine Anwendung. Streitigkeiten ohne ausländische Be-
teiligung, so u. a. im Bereich des Familien- und Erbrechts, wurden auch 
weiterhin von religiösen Richtern auf Basis des unkodifizierten islami-
schen Rechts entschieden.19 

                                     
16 Zu den Methoden der Rechtsfortbildung im islamischen Recht allgemein siehe 

Anderson, RabelsZ 30(1966), 248 f.; Anderson, a. a. O., 12 ff.; Ebert, a. a. O., 365–381; 
Layish, a. a. O., 264 ff. 

17 So für die VAE Al-Muhairi, ALQ 11.2(1996), 121; siehe außerdem Brown, Rule of 
law, 130. 

18 Brown, a. a. O., 130; Khuri, Tribe and state, 35, 68. 
19 Amin, Legal systems, 21, 299 f., 394 f.; Brown, a. a. O., 131 ff.; für Katar siehe 

außerdem Hamzeh, MES 30.1(1994), 82. 
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Der durch die Entdeckung und Förderung großer Ölreserven ausgelöste 
rasante wirtschaftliche und gesellschaftliche Wandel ab den 1960er Jahren 
und die Ankündigung Großbritanniens, sich bis 1971 aus der Golfregion 
zurückziehen zu wollen, markierten eine wichtige Zäsur für die Golf-
scheichtümer. Den Herrschern der neu entstandenen Nationalstaaten war 
bewusst, dass sie fortan die Verwaltungsaufgaben und Rechtssetzungskom-
petenzen, die die Briten zuvor ausübten, übernehmen mussten.20 Mithin 
bestand ein großer Bedarf an kodifiziertem Recht sowie an juristischem 
Personal und Gerichten, die diese Gesetze anwenden würden. In Ermange-
lung ausreichend qualifizierter, einheimischer Juristen, die diese Aufgabe 
zu übernehmen in der Lage gewesen wären, holten die Regierungen 
Rechtswissenschaftler und Rechtspraktiker aus anderen arabischen Staaten, 
vornehmlich aus Ägypten, Jordanien und dem Sudan, in die Golfregion.21 
Diese „importierten“ Juristen übten vor allem im Bereich des Zivil- und 
Handelsrechts enormem Einfluss auf die Rechtssysteme der modernen 
Golfstaaten aus. 

Während die Mehrzahl der Rechtsgebiete bis Mitte der 1980er Jahre ab-
schließend normiert wurde, fand in den Golfstaaten – auch ungeachtet der 
bereits vollzogenen Familienrechtsreformen anderer islamischer Länder – 
keine Kodifikation des Familienrechts statt. Entscheidungsgrundlage für 
Fragen des muslimischen Personalstatuts blieben weiterhin die klassischen 
fiqh-Werke. Erst 1997 entwickelte der Golfkooperationsrat, ein Staaten-
bund der sechs Staaten der arabischen Halbinsel,22 den ersten Entwurf ei-
nes Familiengesetzbuches (inklusive erbrechtlicher Regelungen) als un-
verbindliche Richtschnur für die Kodifikation des Personalstatuts in den 
Mitgliedstaaten.23 Mit Ausnahme Kuwaits24 und Omans25 hatte bis zur 

                                     
20 Al-Muhairi, in Kritzer, Legal systems, Vol. IV, 1691. 
21 Al-Muhairi, ALQ 11.2(1996), 128; Brown, Rule of law, 137; hierzu ausführlich 

Kapitel 2. 
22 Die Mitgliedstaaten des Golfkooperationsrates (Mağlis Taᶜāwun li-Duwal al-Ḫalīğ 

al-ᶜArabīya, engl. Gulf Cooperation Council, GCC) sind Bahrain, Katar, Kuwait, Oman, 
Saudi-Arabien und die VAE (Stand: Februar 2014). Seit 2011 wird ebenfalls die 
Aufnahme der arabischen Monarchien Jordanien und Marokko diskutiert. Die Aufnahme 
dieser ressourcenarmen Nicht-Golfstaaten muss in erster Linie vor dem Hintergrund der 
Umbrüche in der arabischen Welt im Jahre 2011 und dem Interesse der Golfstaaten, ei-
nen antimonarchischen Dominoeffekt zu verhindern, verstanden werden, hierzu Richter, 
GIGA Focus Nahost 5(2011). Der Golfkooperationsrat hat die Zusammenarbeit seiner 
Mitglieder in der Außen- und Sicherheitspolitik sowie die Förderung der wirtschaftlichen 
und gesellschaftlichen Beziehungen zwischen den Mitgliedern zum Ziel. 

23  Personalstatutssystem des Golfkooperationsrates von 1997 [An-niẓām (al-qānūn) 
al-muwaḥḥad li-l-aḥwāl aš-šaḫṣīya li-duwal Mağlis al-Taᶜāwun li-Duwal al-Ḫalīğ al-
ᶜArabīya], online abrufbar unter: Middle East Partnership Initiative, <www.maktabatme
pi.org/node/1222>, letzter Zugriff: 3.2.2014. 


